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Die Klägerin war vom 1. Juni 1970 bis zum 50. September

1974 bei der M 1 GmbH in H als

Grafikerin beschäftigt. Vom 1. August bis zum 5. November

1975 arbeitete die Klägerin wegen einer Schwangerschaft

- Geburt des Kindes am 10. September 1975 — nicht und

bezog Mutterschaftsgeld. Vom 6. November 1975 an war
sie nur noch 20 Stunden wöchentlich beschäftigt. Der Ar—

beitgeber zahlte aber gleichwohl weiterhin für sie

Beiträge zur Arbeitslosenversicherung. Am 5. März 1976

meldete sich die Klägerin arbeitslos und beantragte

Arbeitslosengeld (Alg.) Das Arbeitsamt lehnte den
Antrag mit Bescheid vom 20. Mai 1976 ab und wies den

Widerspruch der Klägerin am 4. August 1976 zurück.

Mit der Klage macht die Klägerin geltend, vom 1. August

1975 bis zum 5. November 1975 sei die Beschäftigung auf—

grund der Bestimmungen des Mutterschutzgesetzes (MuSchG

— idF des Gesetzes vom 10. August 1972 — BGBl I 1455)

unterbrochen gewesen. Gleichzeitig habe sie ihren bezahlten
Jahresurlaub genommen. Sie habe danach wegen der Betreuung

ihres Kindes nur 20 Wochenstunden tätig sein können.
Innerhalb der Rahmenfrist vom 5. März 1975 bis zum 2. März

1976 sei ihre Beschäftigung vom 5. März bis zum 5. No—

vember 1975 beitragspfli0htig gewesen. Die Mutterschafts—
zeit könne nicht als Unterbrechung der beitragspflich—
tigen Beschäftigung angesehen werden. In der mündlichen

Verhandlung vor dem Sozialgericht (SG) beantragte die
Klägerin, die Beklagte unter Aufhebung der angefochtenen
Bescheide zu verurteilen, ihr Alg ab Antrag zu gewähren.
Das SG hat mit Urteil vom 25. November 1977 die Klage

abgewiesen.

Das Landessozialgericht (LSG) hat mit Urteil vom 21. Juni
1978 die Berufung der Klägerin zurückgewiesen und au3ge—
führt, die Klägerin sei arbeitslos, habe sich arbeitslos
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gemeldet und Alg beantragt. Zu ihren Gunsten könne auch ange-

nommen werden, daß sie der Arbeitsvermittlung zur Verfügung

stehe„ Sie habe aber die Anwartschaftszeit nicht erfüllt.

Innerhalb der Rahmenfrist vom 5. März 1975 bis zum 2. März

1976 habe sie nur bis zum 51. Juli 1975, also weniger als

26 Wochen, in einer beitragspfliohtigen Beschäftigung gem

standen. In der Zeit vom 1. August bis zum 5. November

1975 habe sie kein Entgelt vom Arbeitgeber erhalten. Ange«

sichts der unsubstantiierten Behauptung der Klägerin. sie habe

in dieser Zeit ihren bezahlten Jahresurlaub genommen, bestehe

keine Veranlassung, beim Arbeitgeber zurückzufragen. Die

Gewährung des tarifliohen oder üblichen Urlaubs in dieser

Zeit sei ausgeschlossen gewesen, da die Klägerin wegen der

Schutzfristen nach dem MuSchG ohnehin nicht beschäftigt

werden durfte. Wenn sie vom Arbeitgeber Geldleistungen erhalten

haben sollte9 könne es sich nur um eine Art Urlaubsabgeltung

gehandelt haben„ Eine solche Leistung wurde jedoch nicht die

Zeit der versicherungspflichtigen Beschäftigung um die für

die Höhe der Abgeltung maßgebenden Urlaubstage verlängern

(vgl ESGE159 155). Die Gewährung von Mhtterschaftsgeld stehe
der Zahlung von Entgelt nicht gleich. Insoweit bestehe auch

kein Anlaß für eine berichtigende Auslegung des % 104 des Ar-
beitsförderungsgesetzes (AFG) aufgrund verfassungsrechtl10her
Überlegungen. Vom 6° November 1975 an sei die Beschäftigung

der Klägerin nur geringfügig und daher beitragsfrei gewesen.

Die Klägerin rügt mit der Revision eine Verletzung des Art 6
Abs 1 und 4 des Grundgeset2es (GG). Sie führt aus, die Mutter«
schaftszeit sei danach nicht als Unterbrechung der beitrags—
pflichtigen Beschäftigung anzusehen° Im AFG sei zwar die Rahmen
frist für die Alg-Anwartschaft von zwei auf drei Jahre ausge—
dehnt worden. Damit sei aber die Einbuße infolge Nichtanrech—

nung der Mutterschaftszeit nicht sachgerecht ausgeglichen.

Die Anwartschaftszeit habe sie wegen der Geburt ihres Sohnes
und der daraus folgenden notwendigen mütterliohen Betreuung
und Pflege nicht erfüllen können„ Außerdem müsse das Gericht
die bisher geübte Rechtspraxis im Auge behalten, denn dieser
Fall falle gerade in die Zeit zwischen alten und neuem Recht.
Die Klägerin habe deshalb darauf vertrauen können, daß die
Mutterschaft weiterhin eine Vorzugsbehandlung genieße.
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Die Klägerin beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg

vom 21. Juni 1978, das Urteil des Sozialgerichts

Mannheim vom 25. November 1977 und die Bescheide

vom 20. Mai 1976 und 4. August 1976 aufzuheben und

die Beklagte zu verurteilen, ihr ab 5. März 1976 das

gesetzliche Alg zu gewähren.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie macht geltend, die Fassung des 5 104 Abs 1 Satz 2

AFG, "Zeiten einer Beschäftigung, für die kein Arbeits-

entgelt gezahlt wird, ... dienen nicht zur Erfüllung

einer Anwartschaftszeit", gelte bereits seit dem 1. Juli

1969.

Beide Beteiligte haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung (% 124 Abs 2 des Sozial-
gerichtsgesetzes —SGG—)einverstanden erklärt.

II

Die Revision der Klägerin ist unbegründet. Mit zutreffender
Begründung hat das LSG die Berufung der Klägerin gegen
das Urteil des SG zurückgewiesen. Die Klage war abzuweisen,

denn die angefochtenen Bescheide sind rechtmäßig.

Die Berufung ist zulässig. Allerdings hatte die Klägerin
mit der Klage sinngemäß Zahlung des Alg für die ihr nach
dem Gesetz zustehende Dauer beantragt und in der Klageschrift
ausdrücklich nur die Zeit vom 5. März 1975 bis zum 5. No-

vember 1975 als Zeit einer beitragapflichtigen Beschäftigung
innerhalb der Rahmenfrist bezeichnet. Daraus hätte sich nach

5 106 AFGein Alg—Anspruchvon 78 Tagen = 15 Wochenergeben,
der nicht berufungsfähig gewesen wäre (5 144 Abs 1 Nr 2
SGG). Der Anspruch war aber nicht eindeutig auf Gewährung

von Alg für 13 Wochen beschränkt. Spätestens aus dem Vor—
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.br'1ngen_ der Klägerin in _der Berufungsinstanz ergibt -sibh viel—'

_mehr, daB die Klägerin auch die 'Zeit vom 6 November 1973 bis

zum'-_30. September 1974 als_' _beitragspflichtige_ Beschäftigungs—

zeit geltend. machen Wollte, so daß die Dauer des geltend ge-
macht'en Alg-Anspruchs jedenfalls 13 Wod_hen übersteigt.

_M1_t“Recht_ist das LSG zum _Ergebn1s gekommen, daß die Klägerin

ke1'n A1g beans'pru_c_hen kann, _weil sie die _Anwartschaftszeit nicht

_erfüllt (55 100_ _104' AFG).' Die Klägerin hat nicht in der Rahmenm
frist 26 Wochen' 'oder 6 'Monate in einer die Beitragspflicht be—

gründenden Be'schäftigung gest'anden ('ä'104 Abs 1 Satz 1 AFG).
Di'e dreijährige Rahmenfrist geht dem ersten _Tag der 'Arbeitslcsig

keit _unmittelbar voraus,_ an dem die sonstigen Voraussetzungen
'f_ür den An3pruch auf Alg erfüllt sind oder nach 5 105 als erfülh
.gHelten. (@ 104_Abs 2 _un_d3 AFG). Da die Klägerin die Anspruchs—
Voraussetzungen _für das Alg mit Ausnahme der Anwartschaftszeit
erstmals mit ihr.er 'Arb'eitslosmeldung und Antragstellung am
.3. Mär_z 1976 erfü_llt- hat_,__ist die Rahmenfrist vom 3. März 1973

b'1s zum'2. März 1976 gel_aufen. In dieser Rahmenfrist ist die
Klägerin nur vom 3. März _bis z_um31. Juli 1973 beitragspil.ic'htig
b_eschäftigt gewesen, 'a1so' weniger als 26 Wochen oder sechs
Monate.

In der Zeit vom 1. _August- bis zum 5 November 197'3 hat keine
„

Qbe1trag5pf11cht1ge Beschaft1gung vorgelegen-. Beitragspflichtig
"sin.d n'ach @ 168 Abs' _1 AFG Personen, die als Arbeiter oder An—
igest'ellte

gegen
Entg'elt oder zu ihrer Be.rufsausbildung beschäf«

'_ti-gt sind, soweit sie nicht nach 5 169' -oder einer Rechts—
_verordnung nach 5 _173__Abs 1 beitragsfrei sind. Die Beitrags-
'pflicht setzt mithin die Zähl_u■g_

von Arbeitséntgelt.oder zu—
'mindest einen Anspruch' darauf voraus . Nach den Feststellungen

des _LSG_hat die Klägerin in der _Zeit vom 1. August bis- zum
5_. Nov ember 1973 kein' _Arbeit's'entgelt erhalten. Die vom LSG'

offéngelassene '"Urlaubsabgeltung_“ ist jedenfalls kein Ent—
_gelt für_ einen Urlaub während d_er Mutterschaftszeit, den.n in

dieser zeit hätte die Klägerin'_keinen Urlaub nehmen können.
'Das'Mutterschaftsgeld ist kein Entgelt in diesem Sinne
1(Schonefelder/Kranz/Wanka Kommzum AFG 5 104 Anm 4). Bei den
in der gesetzlichen Krankenversicherung' versicherten Frauen '
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ist das Mutterschaftsgeld eine Versicherungsleistung, während

es sich bei den Frauen, die nicht in der gesetzlichen Kran-

kenversicherung versichert sind, um eine Sozialleistung

zu Iasteh des Bundes handelt, die in entsprechender An—

wendung der Bestimmungen der Reichsversicherungsordnung

(EVO) gewährt wird (5 43 Abs 2 MuSchG). Nach 5 2000 RVG

ruht das Mutterschaftsgeld, wenn und soweit Arbeitsentgelt

gezahlt wird. Zum Mutterschaftsgeld nach 5 15 Abs 2 MhSchG

zahlt der Arbeitgeber einen Zuschuß in Höhe der Differenz

zwischen diesem Geld und dem Nettoarbeitsentgelt. Demgemäß

kann kein Zweifel sein, daß das Mutterschaftsgeld selbst

kein Arbeitsentgelt ist, wie es 5 104 AFG für die Erfüllung

der Anwartschaftszeit voraussetzt„

Die Zeiten der Beschäftigungsverbote nach dem MuSchG stehen

einer beitragspflichtigen Beschäftigung auch nicht gleich.

Insbesondere sind die Voraussetzungen des 5 107 AFG nicht

erfüllt" Für eine Auslegung des 5 104 AFG dahin, daß ent-

gegen dem Wortlaut auch Zeiten der Beschäftigungsverbote

nach dem MuSchG berücksichtigt werden, ist kein Grund er—
sichtlich. Die Entstehungsgeschichte der Vorschrift spricht

gegen eine solche Auslegung° Im Regierungsentwurf des AFG

(BT—Drucks V/2291) war vorgesehen, daß ua Zeiten mit Bezug

von Wochengeld nach S 15 MußchGauf die Anwartschaftszeit
anzurechnen waren. Diese Sonderregelung ist nicht Gesetz
geworden, weil sie der Bundestagsausschuß für Arbeit so-
zialpolitisch nicht für notwendig hielt (BT—Drucks V/4110

zu 5 95 Abs 1).

Die Nichtberücksichtigung der Zeiten mit Bezug von Mutter-
schaftsgeld bei der Berechnung der Anwartschaftszeit ver—
stößt weder gegen Art„ 5 Abs 1 GG noch Art 6 Abs 1 oder
4 GG.

Nach Art 6 Abs 4 GG hat jede Mutter Anspruch auf den Schutz
und die Fürsorge der Gemeinschaft. Die Bestimmung enthält
nicht nur einen Programmsatz, sondern einen bindenden Auf—
trag an den Gesetzgeber, dessen Erfüllung nicht in seinem
freien Belieben steht (BVerfGE 52, 275, 277). Indessen ist
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nach allgemei.ner meinung der. Inhalt d_es-aus_Art 6 Abs 4 GG

fließenden subjektiv effentlnchen Rechts im Wesentlichen der

Bestimmung durch _den .e1nf.achen'GeSe'tzgeber überlassen _(Naun.z/

Dur13/Herzog/Scholz, GG, Band 1, Stand Mai 1969,_Ar.t 6 RdNr 11,

BSG66zR Nr 6 zu 5-1-5 MuSehG, Bss._s45,114,117) Die Zubilli-—,
igung .ein'es gesetzgeber1schen

'Sp1elraumes_ ent6pricht im übri'gen

'demallgemeinen Grundsatz, daß der 'Staat 'be1 der Verwirklichung

von SChutz— und Fursorgerechten in seiner Gestaltungsfreiheit

nicht zu. 'stark e1ngeengt w_erdeh' 601L (BVerfGE 11, 105, 1263 21,'

1, '_6,BVerfG Beschluß vom _25'„ .April 19?4' — 1 BVL 19/75 — SozR

7'8BO's '14 nr'1L Die 'Grenz.en dieser Gestaltungsfreiheit hat der'_
.Ge6etdeber in $_104' AFG 'h1nsichtlich' der Berücksichtigung von
Mutterschaftsze1ten nicht. _ü'berschritten. Den Grund- für_ die Nicht—

beruck61chtigung der Muttérschaft3z.eiten bei 'd-er_ 'Berechnung der'

Anwartschaftsze1t hat_ der Bundestagsausschuß für Arbeit (aaO)

ausdruckl1ch genannt. 'Er hat -nämlich die- in __585 Abs 2 des Ge—
s'et__zes'über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosehversicherung

(AVAVG) auf zwei Jahre festgesetzte 'Rahmenirist im AFG auf- -drei

Jahre ausgedehnt. Dazu_' hat'_ der. Ausschuß' auSgeführt, diese Ver—
längerung erleichtere die Erfüllung der_Anwartschaft5261't. Da—
durch würden

— 1nsbesondere naeh _iähgerer _Krankheit
-_Härten ver»

mi'eden...Mit.5.104 AFG'hat' der Gesetzgeber .also zwar die 'besondere
Pr1v1le51erung 'der Mutterschaftsze1t aufgehoben, dafür j'edoch

die Erfüllung der Anwartschaftsze1t dureh-. die Erweiterung der
Rahmenfrist auf drei Jahre. für alle Versicherten, also auch iür

d1'e unter das Mu8chG f_allend_en. Frauen, erléi.ehtert. Der tragende
G661Chtspunkt für die VerlängerUng der Rahmehfrist

war. allerding':;

wie_ sich 'auch aus
dem Kürzpro_tokoll der 76. Sitzung des Bundes—

tagsausschusses für Arbeit vom 16. Januar 1969 S 76/7?'. _ergibt,
nicht e'ine Ve'rst_ärkung des Mütterschutzes, ‚sondern der. Schutz
von' Krankengeldb631ehern und Rentenantragstellern. Die Verlänge»
_rung_Wirkt sich aber' aueh_.volL zugunsten der Mütter' aus, die in
der langen Rahmenfr1st ausreichend Gelegenheit haben', di'é Anwart-—

schaftsze1t vor und .nsch de'n Zeiten_ der Beschaftigungsverbote
nach dem MuSchG zu_erfullen._.‘

Die Klägerin
hat,"w1eG61e'angibt,

wegen der Betreuung ihres“
Kindes keine Gelegenheit gehabt, die AnwartSchaftszeit außer?
halb der Zeiten_mit.Beäüg'vbn'mutterschaftsgeld zu'erfüll'en°
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Dieses Zusammentreffen von Zeiten des Bezuges von Mutter—

schaftsgeld mit Zeiten der Betreuung des Kindes und die

daraus sich ergebende besondere Belastung einer Mutter

berücksichtigt die Vorschrift des 5 104 AFG nicht. Indessen

ist sie auch insoweit nicht verfassungswidrig. Es ist, wie

dargelegt, kein Verstoß gegen das Gebot des Art 6 Abs 4 GG,

wenn Zeiten des Bezuges von Mutterschaftsgeld nicht auf

die Anwartschaftszeit angerechnet werden, denn die Mutter

hat in der langen Rahmenfrist ausreichend Gelegenheit, die

Anwartschaftszeit zu erfüllen. Allerdings mag diese Begrün—

dung nicht mehr.ausreichen‚ wenn in die Rahmenfrist mehrere

Zeiten mit Bezug von Mutterschaftsgeld fallen. Der Senat

läßt dahingestellt, ob die Vorschrift des 5 104 AFG ver—
fassungswidrig ist, soweit sie solche Fälle unberücksich-

tigt läßt. Von ihnen unterscheidet sich jedenfalls der vor—
liegende Sachverhalt wesentlich. Der Anspruch der Mutter

auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft gem Art 6

Abs 4 GG verlangt nicht zwingend eine Anrechnung von Zeiten

des Bezuges von Mutterschaftsgeld auf die Anwartschaftszeit,

wenn die Mutter nach dieser Zeit wegen der Betreuung des

Kindes gehindert war, die Anwartschaftszeit in der Rahmen—

frist zu erfüllen„ Vielmehr liegt die Regelung des 5 104 AFG
auch insoweit im Rahmen der Gestaltungsfreiheit des Gesetz—

gebers bei der Verwirklichung des Anspruchs aus Art 6 Abs 4
GG. Die Gründe, die eine Mutter veranlassen, nach Ablauf

der Zeit mit Bezug von Mutterschaftsgeld keine beitragspflich—
tige Beschäftigung auszuüben, bedürfen insoweit nicht zwingend
einer Berücksichtigung. Anders als während der durch das
MuSchG privilegierten Zeiten bestehen nämlich danach keine
Beschäftigungsverbote mehr° Es ist vielmehr der Mutter über—
lassen, ob sie wegen der Betreuung des Kindes ihre Arbeit
aufgibt oder zeitlich eingeschränkt oder ob sie voll arbeitet.
Wenn die Familie es auf sich nimmt, daß die Mutter eine

beitragspflichtige Beschäftigung fortsetzt oder aufnimmt,
muß die Mutter Beiträge zur Arbeitslosenversicherung zahlen
und kann demgemäß die Anwartschaftszeit erfüllen. Gerade
im Hinblick auf diese Fälle ist es aber nicht geboten, von
der Versichertengemeinschaft Leistungen zu verlangen, nur
weil die Mutter sich nach dem Bezug von Mutterschaftsgeld
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entschließt, von der Ausübung einer beitragspflichtigen Be—

schäftigung abzusehen. Sie löst sich damit aus dem Kreis

der versicherten Personen, ohne durch ein Beschäftigungs—

verbot dazu gezwungen zu sein.

Der 5 404 AFG verstößt hinsichtlich der hier fraglichen

Regelung auch nicht gegen das Gleichheitsgebot des Art 5

GG. Allerdings wird durch die Regelung die schwangere Frau

gegenüber einer Arbeitnehmerin, die nicht Mutter wird oder

einem Mann benachteiligt. Sie hat es schwerer, die Anwart—

schaftszeitzu erfüllen. Nach der ständigen Rechtsprechung

des BVerfG (BVerfGE 15, 225, 228; 25, 571, 400) muß es je—

doch grundsätzlich dem Gesetdeber überlassen bleiben, die

Merkmale zu bestimmen, nach denen Sachverhalte als hin«

reichend gleich anzusehen sind, um sie gleich zu regeln.

Daraus ergibt sich eine erhebliche Einschätzungs— und Ge—

staltungsfreiheit des Gesetzgebers, und zwar insbesondere bei

rechtsgewährenden Regelungen (BVerfGE 11, 50, 60; 17, 210,
216; 25, 258, 2645 29, 51, 56; 56, 224, 255). Begünstigt

er dabei einzelne Gruppen, dann verletzt er die Grenzen

des Art 5 Abs 1 GG nicht, wenn sich aus dem Gegenstand der
Regelung für Art der Differenzierung ein sachlich vertret—

barer Gesichtspunkt anführen läßt und wenn die besonderen
Wertentscheidungen der Verfassung beachtet bleiben (BVerfGE 28.

524, 549; 29, 51. 56; 56, 250, 255). Die besonderen Wert—
entscheidungen des GG prägen den Gleichheitssatz nach bestimmter
Richtungen hin aus. Sie schränken damit die grundsätzliche
Freiheit des Gesetzgebers ein, selbst zu bestimmen, was
gleich und ungleich sein soll, indem sie Unterscheidungen

verbieten, die dem in den Wertentscheidungen ausgedrückten
Willen des Verfassungsgebers zuwiderlaufen würden, einem
bestimmten Lebensbereich oder Lebensverhältnis seinen be—
sonderen Schutz angedeihen zu lassen (BVerfGE 15, 290, 298 f;

17, 210, 217; 26, 521, 525; 56, 521, 550 f).

Die Bestimmung des 5 104 AFG rechtfertigt sich, soweit sie
Zeiten des Bezuges von Mutterschaftsgeld auch bei Zusammen—
treffen mit Zeiten der Betreuung des Kindes unberücksichtigt
läßt, aus dem Versicherungsprinzip. Da der Schutzzweck des
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Art 6 Abs 4 GG durch die lange Rahmenfrist des 5 104 Abs 5

AFG grundsätzlich gewahrt wird, steht insoweit die Regelung

nicht im Widerspruch zu den Wertentscheidungen des GG.

Auch eine Gleichbehandlung der Mütter mit den in 5 107 Nrn 4,

5 und 6 AFG genannten Personengruppen (Wehr— oder Ersatz-

dienstleistende, Bezieher von Unterhaltheld und Übergangs-

geld sowie Gefangene) ist verfassungsrechtlich nicht geboten.

Diesen Personengruppen ist gemein, daß entsprechend dem

Versicherungsprinzip die Gleichstellung bestimmter Zeiten

mit einer die Beitragspflicht begründenden Beschäftigung

grundsätzlich nur dann erfolgt, wenn der Betreffende in

dieser Zeit beitragspflichtig war. Wenn diese Voraussetzung

bei den Beziehern von Unterhaltsgeld (Uhg) nicht normiert

ist, so bedeutet dies keine Abkehr vom Versicherungsprinzip.

Es handelt sich vielmehr um eine sachlich begründete Ausnahme

von der sonst für die Begründung des Alg—Anspruchs erforder—

lichen Beitragspflicht. Sie beruht darauf, daß die Teilnahme

an einer nach Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes zweck—

mäßigen Maßnahme der beruflichen Bildung von der Bundesan—

stalt für Arbeit (BA) selbst gefördert wird und die Teilnehmer
deshalb nicht nachher wegen des Ausfalles von Zeiten der bei-

tragspflichtigen Beschäftigung benachteiligt werden sollen.

Mit Recht hat das LSG schließlich ausgeführt, daß die Klä—
gerin in der Zeit vom 5. November 4975 bis zum 50. September

1974 nicht beitragspflichtig beschäftigt war, denn sie hat
in dieser Zeit nur eine geringfügige Beschäftigung ausgeübt
(S 169 Nr 6 AFG). Geringfügig ist gem 5 102 Abs 4 AFG eine
Beschäftigung, die auf nicht mehr als 20 Stunden wöchentlich

der Natur der Sache nach beschränkt zu sein pflegt oder im
voraus durch einen Arbeitsvertrag beschränkt ist. Nach den
Feststellungen des LSG hat eine entsprechende vertragliche

Beschränkung vorgelegen. Die tatsächliche Zahlung von Bei—
trägen zur Arbeitslosenvgrsicherung und ihre Annahme durch
die Beklagte ändert nichts am Fehlen der Beitragspflicht.

Die durch die Kindesbetreuung veranlaßte Beschränkung der
Arbeitszeit ist nicht den in 5 102 Abs 2 Nr 2 AFG genannten
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privilegierten Beschränkungen gleichzusetzen. Für Mütter mit

kleinen Kindern nach der Zeit des Bezuges von Mutterschafts-

geld ist nämlich nicht durch Rechtsvorschriften oder behörd—
liche Anordnungen eine Arbeitszeit von nicht mehr als 20

Stunden wöchentlich vorgeschrieben. Beschäftigungen mit der—

art beschränkter Arbeitszeit sind als vollschichtig zu behan—

deln, weil die Beschränkung der Arbeitszeit hier für den Ar—

beitnehmer und für den Arbeitgeber unabänderlich ist; dem-

gegenüber ist im Fall der Klägerin die Arbeitszeit durch den
Arbeitsvertrag beschränkbar geworden.

Der Anspruch der Klägerin ist schließlich nicht aus dem

Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes begründet. Insoweit

übersieht die Klägerin, daß die streitige Regelung des 5 404
AFG im Zeitpunkt der Geburt ihres Kindes schon mehr als vier

Jahre bestanden hatte. Der Sachverhalt fällt nicht in die

Zeit zwischen dem alten Recht nach dem AVAVG und dem am
4. Juli 4969 in Kraft getretenen AFG.

Aus allen diesen Gründen ist die Revision mit der Kostenfolge

aus 5 495 SGGzurückzuweisen.
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